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Kreis Lippe 
 
529 Immissionsschutz 
 
Genehmigungsverfahren nach §§ 4, 6, 10 Bundes-
Immissionsschutzgesetz (BImSchG) für die Errichtung 
und den Betrieb einer Windenergieanlage des Herrn 
Klaus Schäfer 
 
Aufgrund der Einwendungen zum Vorhaben wird hiermit 
bekannt gegeben, dass der Erörterungstermin zum Vorha-
ben am 20.12.2016 um 16:00 Uhr im Rathaus der Stadt 
Horn-Bad Meinberg stattfindet. Er wird im Rathaussaal, 
Marktplatz 4, in 32805 Horn-Bad Meinberg durchgeführt. 
 
Der Erörterungstermin ist gemäß § 18 Abs. 1 der 9. BIm-
SchV öffentlich. Im Einzelfall kann aus besonderen Grün-
den die Öffentlichkeit ausgeschlossen werden. Bei Platz-
mangel haben Behördenvertreter, die Antragstellerin und 
Personen, die fristgerecht Einwendungen vorgebracht ha-
ben, sowie deren rechtsgeschäftliche Vertreter und Bei-
stände Vorrang bei der Teilnahme. Die rechtzeitig erhobe-
nen Einwendungen werden in diesem Termin ohne Rück-
sicht auf das Ausbleiben des Antragstellers oder der Per-
sonen, die Einwendungen erhoben haben, erörtert. Dieje-
nigen, die fristgerecht Einwendungen erhoben haben, wer-
den von dem Termin gesondert benachrichtigt. Es wird da-
rauf hingewiesen, dass die Zustellung der Entscheidung 
über den Antrag auf Erteilung einer Genehmigung und über 
Einwendungen durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt 
werden kann. 
 
Im Auftrag  
 
 
gez. Kerkmann 

Kr.Bl.Lippe 12.12.2016 
 
 
 
530 Öffentliche Zustellung eines Bußgeldbeschei-

des gegen Frau Laura-Isabela Miroiu 
 

Bekanntmachung 
 
Gegen  
Frau Laura-Isabela Miroiu 
zuletzt wohnhaft: 
Corneliusstr. 55 
44659 Herne, 
 
ist am 22.10.2016 unter dem Aktenzeichen 680-7020-11-
67/16-B ein Bußgeldbescheid erlassen worden. 
 
Der Bescheid kann nicht zugestellt werden, da der Emp-
fänger unbekannten Aufenthaltes ist. 
 
Nach § 10 Abs. 1 Verwaltungszustellungsgesetz (VwZG) 
wird der Bescheid öffentlich zugestellt. 
 
Den Bescheid kann der Betroffene beim Landrat des Krei-
ses Lippe, Felix-Fechenbach-Straße 5, 32756 Detmold, 
Zimmer 660, während der allgemeinen Öffnungszeiten ein-
sehen und in Empfang nehmen. 
 
 
 

 
Der Bescheid gilt als zugestellt, wenn seit dem Tage der 
Veröffentlichung dieser Bekanntmachung 2 Wochen ver-
strichen sind (§10 Abs. 2 VwZG). 
 
Detmold, den 05.12.2016 
 
Der Landrat  
Im Auftrag 
 
 
(gez. Meierrieks) 

Kr.Bl.Lippe 12.12.2016 
 
 
 
531 Öffentliche Zustellung einer Ordnungsverfü-

gung gegen Frau Laura Isabela Miroiu 
 

Bekanntmachung 
 
Gegen  
Frau Laura Isabela Miroiu  
zuletzt wohnhaft: 
Corneliusstr. 55 
44653 Herne, 
 
ist am 22.11.2016 unter dem Aktenzeichen 680-7020 11-
67/16 -V eine Ordnungsverfügung erlassen worden. 
 
Die Ordnungsverfügung kann nicht zugestellt werden, da 
der Empfänger unbekannten Aufenthaltes ist. 
 
Nach § 10 Abs. 1 Verwaltungszustellungsgesetz (VwZG) 
wird der Bescheid öffentlich zugestellt. 
 
Den Bescheid kann der Betroffene beim Landrat des Krei-
ses Lippe, Felix-Fechenbach-Straße 5, 32756 Detmold, 
Zimmer 660, während der allgemeinen Öffnungszeiten ein-
sehen und in Empfang nehmen. 
 
Der Bescheid gilt als zugestellt, wenn seit dem Tage der 
Veröffentlichung dieser Bekanntmachung 2 Wochen ver-
strichen sind (§10 Abs. 2 VwZG). 
 
Detmold, den 05.12.2015 
 
Der Landrat  
Im Auftrag 
 
 
(gez. Meierrieks) 

Kr.Bl.Lippe 12.12.2016 
 
 
 
532 Genehmigungsverfahren nach § 75 Bauord-

nung NRW (BauO NRW) für die Errichtung und 
den Betrieb eines Waschparks 

 
Herr Patrick Köhler, Bahnhofstr. 99a in 32805 Horn-Bad 
Meinberg, beantragt gemäß § 75 BauO NRW die Geneh-
migung zur Errichtung und zum Betrieb eines Waschparks.  
 
Der Waschpark soll auf nachfolgend aufgeführtem Be-
triebsgrundstück errichtet werden: 
Horn-Bad Meinberg, Gemarkung Horn, Flur 4, Flurstück 
1096 und 1106, Wilberger Straße. 
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Bei dem Waschpark handelt es sich um eine Kfz-
Waschstraße mit maschineller Kfz-Wäsche sowie weiteren 
Plätzen zur Selbstwäsche, Pflege und Sauganlage. 
 
Die beantragte Anlage ist innerhalb des angemessenen 
Abstandes eines Betriebes im Sinne des § 3 Abs. 5a BIm-
SchG geplant. Nach Art. 13 und Art. 15 der Richtlinie 
2012/18/EU ist vor Erteilung einer Baugenehmigung eine 
Öffentlichkeitsbeteiligung durchzuführen. 
 
Einzelheiten ergeben sich aus dem ausgelegten Antrag 
sowie den dem Antrag beigefügten Plänen, Zeichnungen 
und Beschreibungen zu Art und Umfang des Vorhabens. 
Die Antragsunterlagen umfassen insbesondere: Bauantrag, 
Betriebsbeschreibung, Lageplan, Ansichten, Gutachten 
zum angemessenen Sicherheitsabstand, Stellungnahmen 
von zuständigen Behörden.  
 
Der Antrag mit den dazugehörigen Antragsunterlagen und 
nachfolgendem Schriftverkehr liegt in der Zeit vom 
22.12.2016 bis einschließlich 23.01.2017 bei der 
 
Kreisverwaltung Lippe, Bürgerservice am Haupteingang, 
32756 Detmold, Felix-Fechenbach-Straße 5  
 
sowie der 
 
Stadt Horn-Bad Meinberg, Stadtentwicklung, Bauen und 
Liegenschaften – 2. OG, 32805 Horn-Bad Meinberg, 
Marktplatz 2,  
 
aus und kann dort während der nachfolgenden Dienststun-
den eingesehen werden.  
 
Dienststunden der Kreisverwaltung Lippe, Bürgerservice:  
Montag bis Donnerstag: Von 07:30 Uhr bis 18:00 Uhr  
Freitag: Von 07:30 Uhr bis 15:00 Uhr  
sowie nach Vereinbarung.  
Dienststunden der Stadtverwaltung Horn-Bad Meinberg, 
Stadtentwicklung, Bauen und Liegenschaften:  
Mo., Di., Do., Fr.: Von 08:30 Uhr bis 12:00 Uhr  
Mittwoch: Von 07:30 Uhr bis 12:30 Uhr 
Donnerstag: Von 08:30 Uhr bis 12:00 Uhr und von 14:00 
Uhr bis 17:30 Uhr  
sowie nach Vereinbarung.  
 
Der Antrag mit den o.g. Unterlagen und dieser Bekanntma-
chungstext sind zudem auf der Internetseite des Kreises 
Lippe (www.kreis-lippe.de) unter: Verwaltung > Sonder-
/Stabsbereiche > Planen und Bauen abrufbar.  
 
Einwendungen gegen das Vorhaben können während der 
Auslegungsfrist und bis zwei Wochen nach Ablauf der Aus-
legungsfrist (bis einschließlich 06.02.2017) schriftlich bei 
der Kreisverwaltung Lippe, 32756 Detmold, Felix-
Fechenbach-Straße 5 und bei der Stadtverwaltung Horn-
Bad Meinberg, Stadtentwicklung, Bauen und Liegenschaf-
ten, 32805 Horn-Bad Meinberg, Marktplatz 2, erhoben 
werden. Maßgebend für fristgerechte Einwendungen ist der 
Eingang der Einwendungen bei den genannten Stellen. Mit 
Ablauf der Einwendungsfrist sind alle Einwendungen aus-
geschlossen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen 
Titeln beruhen (§ 10 Abs. 3 des BImSchG). Dies gilt nicht 
für ein sich anschließendes Gerichtsverfahren. Einwen-
dungen, die auf besonderen privatrechtlichen Titeln beru-
hen, sind auf den Rechtsweg vor den ordentlichen Gerich-
ten zu verweisen.  
 

 
Name und Anschrift der Einwender sind auf den Einwen-
dungen vollständig und deutlich lesbar anzugeben. Ein-
wendungen mit unleserlichen Namen oder Anschrift kön-
nen nicht berücksichtigt werden. Es wird empfohlen, au-
ßerdem die Gründe des Einwandes darzulegen. In der 
Einwendung sollten zudem Angaben zum Grundstück des 
Einwenders/ der Einwenderin (Straße, Hausnummer) ge-
macht werden. Die Einwendungsschreiben werden an den 
Antragsteller zur Stellungnahme weitergegeben. Auf Ver-
langen des Einwenders werden dessen Name und An-
schrift unkenntlich gemacht, soweit die Angaben nicht zur 
Beurteilung des Inhalts der Einwendungen erforderlich 
sind.  
 
Die Einwendungen werden in einem gesonderten Termin 
erörtert; Ort und Zeitpunkt des  
Erörterungstermins werden noch ortsüblich bekanntge-
macht. Diejenigen, die fristgerecht Einwendungen erhoben 
haben, werden von dem Termin gesondert benachrichtigt. 
Sind mehr als 50 Benachrichtigungen vorzunehmen, so 
können sie durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt wer-
den. 
 
Der Erörterungstermin ist gemäß § 18 Abs. 1 der 9. BIm-
SchV öffentlich. Im Einzelfall kann aus besonderen Grün-
den die Öffentlichkeit ausgeschlossen werden. Bei Platz-
mangel haben Behördenvertreter, der Antragsteller und 
Personen, die fristgerecht Einwendungen vorgebracht ha-
ben, sowie deren rechtsgeschäftliche Vertreter und Bei-
stände Vorrang bei der Teilnahme. Die rechtzeitig erhobe-
nen Einwendungen werden in diesem Termin ohne Rück-
sicht auf das Ausbleiben des Antragstellers oder der Per-
sonen, die Einwendungen erhoben haben, erörtert. Es wird 
darauf hingewiesen, dass die Zustellung der Entscheidung 
über den Antrag auf Erteilung einer Genehmigung und über 
Einwendungen durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt 
werden kann.  
Die Auslegung wird hiermit gemäß § 10 Abs. 3 BImSchG, § 
8 Abs. 1 der 9. BImSchV ortsüblich öffentlich bekannt ge-
macht.  
 
Im Auftrag  
 
 
gez. Simou 

Kr.Bl.Lippe 12.12.2016 
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Stadt Bad Salzuflen 
 
533 Jahresabschluss der Staatsbad Salzuflen 

GmbH für das Geschäftsjahr 2015 
 
Die Gesellschafterversammlung der Staatsbad Salzuflen 
GmbH hat am 28.09.2016 den Jahresabschluss zum 
31.12.2015 festgestellt. 
 
Ein Jahresüberschuss/-fehlbetrag ist aufgrund eines Er-
gebnisabführungsvertrages mit der Wirtschaftsbetriebe Bad 
Salzuflen GmbH nicht entstanden. 
 
Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses und des Lage-
berichts beauftragte Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Dr. 
Röhricht – Dr. Schillen hat am 26.04..2016 folgenden un-
eingeschränkten Bestätigungsvermerk erteilt: 
 
„Wir haben den Jahresabschluss – bestehend aus Bilanz, 
Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang - unter Einbe-
ziehung der Buchführung und den Lagebericht der Staats-
bad Salzuflen GmbH, Bad Salzuflen für das Geschäftsjahr 
vom 01. Januar bis 31. Dezember 2015 geprüft. Die Buch-
führung und die Aufstellung von Jahresabschluss und La-
gebericht nach den deutschen handelsrechtlichen Vor-
schriften liegen in der Verantwortung der gesetzlichen Ver-
treter der Gesellschaft. Unsere Aufgabe ist es, auf der 
Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung eine Beur-
teilung über den Jahresabschluss unter Einbeziehung der 
Buchführung und über den Lagebericht abzugeben. 
 
Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 
HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprü-
fer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungs-
mäßiger Abschlussprüfung vorgenommen. Danach ist die 
Prüfung so zu planen und durchzuführen, dass Unrichtig-
keiten und Verstöße, die sich auf die Darstellung des durch 
den Jahresabschluss unter Beachtung der Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung und durch den Lagebericht 
vermittelten Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragsla-
ge wesentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit er-
kannt werden.  
 
Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen werden die 
Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über das wirt-
schaftliche und rechtliche Umfeld der Gesellschaft sowie 
die Erwartungen über mögliche Fehler berücksichtigt. Im 
Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des rech-
nungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems sowie 
Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jahresab-
schluss und Lagebericht überwiegend auf der Basis von 
Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beurteilung 
der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und der we-
sentlichen Einschätzungen der gesetzlichen Vertreter so-
wie die Würdigung der Gesamtdarstellung des Jahresab-
schlusses und des Lageberichts. Wir sind der Auffassung, 
dass unsere Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage 
für unsere Beurteilung bildet. 
 
Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresabschluss 
den gesetzlichen Vorschriften und vermittelt unter Beach-
tung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein 
den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft.  

 
Der Lagebericht steht im Einklang mit dem Jahresab-
schluss, vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der 
Lage der Gesellschaft und stellt die Chancen und Risiken 
der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. 
 
Den vorstehenden Bericht erstatten wir in Übereinstim-
mung mit den gesetzlichen Vorschriften und den Grundsät-
zen ordnungsmäßiger Berichterstattung bei Abschlussprü-
fungen (IDW PS 450). 
 
Jahresabschluss und Lagebericht liegen in der Zeit  
 

vom 09 bis einschließlich 20.01.2017 
 
im Kurgastzentrum Bad Salzuflen, 1. OG, Raum 35, 
Parkstrasse 20 in 32105 Bad Salzuflen 
zur Einsichtnahme während der Dienststunden (Montag bis 
Donnerstag 8.30 -16.00 Uhr, Freitag 8.30 - 12.00 Uhr) aus. 
 
Bad Salzuflen, den 28.11.2016 
 
gez. 
 
 
Stefan Krieger 
Kurdirektor 

Kr.Bl.Lippe 12.12.2016 
 
 
 
534 Allgemeinverfügung 
 
Anordnung eines Abbrennverbotes für Feuerwerks-
körper am 31.12.2016 und 01.01.2017 
 
Aufgrund des § 24 Abs. 2 der Ersten Verordnung zum 
Sprengstoffgesetz in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 31. Januar 1991 (BGBl I S.169), zuletzt geändert 
durch Artikel 20 des Gesetzes vom 25. Juli 2013 (BGBl I S. 
2749) wird von der Stadt Bad Salzuflen als örtliche Ord-
nungsbehörde angeordnet, dass am 31.12.2016 und 
01.01.2017 auf dem Vorplatz vor dem Gebäude der Kur-
verwaltung begrenzt durch die Parkstraße und die Bleich-
straße Feuerwerkskörper nicht abgebrannt werden dürfen. 
Die genauen Flächen sind in der dieser Allgemeinverfü-
gung beiliegenden Anlage zu entnehmen. 
 
Die Stadt ist gem. § 1 der Verordnung zur Regelung von 
Zuständigkeiten auf dem Gebiet des Arbeitsschutzes- und 
technischen Gefahrenschutzes (ZustVO ArbtG) vom 27. 
November 2012 (GV. NRW 2012, S. 622) in Verbindung 
mit 7.2.1 Nr. 1 der Anlage 2 für den Erlass der Verfügung 
zuständig. 
 
Durch diese Maßnahme sollen die Zuschauer des Silves-
terfeuerwerkes vor den Gefahren, die von privat gezünde-
ten Feuerwerkskörpern in einer Menschenansammlung 
ausgehen, geschützt werden. Sie dient als Handlungs-
grundlage, um die notwendigen Maßnahmen gegen Besu-
cher vornehmen zu können, die durch den Gebrauch pyro-
technischer Gegenstände die Gesundheit anderer gefähr-
den. 
 
Im Interesse einer effektiven Gefahrenabwehr wird hiermit 
die sofortige Vollziehung gem. § 80 Abs. 2 Nr. 4 Verwal-
tungsgerichtsordnung (VWGO) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 19. März 1991 (BGBl. I S. 686), zuletzt 
geändert durch des Gesetz vom 20 Oktober 2015  
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(BGBl. I. S. 1722) angeordnet. Durch den Gebrauch der 
Feuerwerkskörper entsteht eine Gefahr für Leben und Ge-
sundheit der anderen Besucher. Die Art der Verletzungen, 
die durch den Kontakt mit den Feuerwerkskörpern entste-
hen können, macht eine umgehende Beseitigung der Ge-
fahr notwendig. 
 
Rechtsbehelfsbelehrung: 
 
Gegen diesen Bescheid können Sie vor dem Verwaltungs-
gericht Minden, Königswall 8, 32423 Minden, binnen eines 
Monats nach Zustellung des Verwaltungsaktes schriftlich 
oder zur Niederschrift Klage erheben. Die Klage kann auch 
in elektronischer Form nach Maßgabe der Verordnung über 
den elektronischen Rechtsverkehr bei den Verwaltungsge-
richten und den Finanzgerichten  im Land Nordrhein-
Westfalen – ERVVO  VG/FG – vom 07.11.2012 (GV. NRW. 
S. 548) eingereicht werden. Die Klage muss den Kläger, 
den Beklagten und den Gegenstand des Klagebegehrens 
bezeichnen. Sie soll einen bestimmten Antrag enthalten. 
Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismit-
tel sollen angegeben, die angefochtene Verfügung soll in 
Urschrift oder in Abschrift beigefügt werden. Falls die Frist 
durch das Verschulden eines von Ihnen Bevollmächtigten 
versäumt werden sollte, so würde dessen Verschulden 
Ihnen zugerechnet werden. 
 
Hinweis der Verwaltung:  
Durch die Bürokratieabbaugesetze I und II ist das einer 
Klage bisher vorgeschaltete Widerspruchsverfahren abge-
schafft worden. Zur Vermeidung unnötiger Kosten empfeh-
len wir Ihnen, sich vor Erhebung einer Klage zunächst mit 
uns in Verbindung zu setzen. In vielen Fällen können so 
etwaige Unstimmigkeiten bereits im Vorfeld einer Klage si-
cher behoben werden. Die Klagefrist von einem Monat wird 
durch einen solchen außergerichtlichen Einigungsversuch 
jedoch nicht verlängert. 
Die in der Rechtsbehelfsbelehrung genannte Möglichkeit 
der Klageerhebung „in elektronischer Form“ bedeutet nicht 
per E-Mail! Eine Klageerhebung per E-Mail ist beim Ver-
waltungsgericht Minden nach wie vor nicht zulässig. Zuläs-
sig ist nur eine Kommunikation über den elektronischen 
Gerichtsbriefkasten mittels spezieller Zugangs- und Über-
tragungssoftware. 
 
Anordnung der sofortigen Vollziehung 
Auf Antrag kann das zuständige Gericht der Hauptsache, 
das Verwaltungsgericht Minden, Königswall 8, 32423 Min-
den, die aufschiebende Wirkung ganz oder teilweise wieder 
herstellen.  
 
Bad Salzuflen, 30.11.2016 
 
Stadt Bad Salzuflen 
Der Bürgermeister 
 
 
Roland Thomas 

Kr.Bl.Lippe 12.12.2016 
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535 Ausübung des Schiedsamtes in der Stadt Bad 

Salzuflen  
 Wahl der Schiedsperson und der stellvertre-

tenden Schiedsperson gemäß § 3 des Geset-
zes über das Schiedsamt in den Gemeinden 
des Landes Nordrhein-Westfalen (Schied-
samtsgesetz – SchAG NRW) 

 
Aufgrund der endenden Amtsperiode der Schiedsperson 
und der stellvertretenden Schiedsperson sind die Stellen 
neu zu besetzen. Nach den Vorschriften des  Gesetzes 
über das Schiedsamt in den Gemeinden des Landes Nord-
rhein-Westfalen (Schiedsamtsgesetz – SchAG NRW) soll 
bekannt gemacht werden, dass sich interessierte Personen 
um das Amt bewerben können. 
 
Die Schiedsperson und die stellvertretende Schiedsperson 
werden vom Rat der Stadt Bad Salzuflen für fünf Jahre ge-
wählt.  
 
Bei der Ausübung des Schiedsamtes handelt es sich um 
eine ehrenamtliche Tätigkeit. 
 
Die Schiedsperson führt das Schlichtungsverfahren in bür-
gerlichen Rechtsstreitigkeiten und in Strafsachen durch. 
Für das Schlichtungsverfahren wird in der Regel eine Ge-
bühr von 10,00 € erhoben; kommt ein Vergleich zustande, 
so beträgt die Gebühr 25,00 €. Die Gebühren fließen zu 
gleichen Teilen der Schiedsperson und der Stadt Bad Sal-
zuflen zu. 
 
Die Voraussetzungen für die Eignung für das Schiedsamt 
sind in § 2 Schiedsamtsgesetz wie folgt geregelt: 
 

(1) Die Schiedsperson muss nach ihrer Persönlichkeit 
und ihren Fähigkeiten für das Amt geeignet sein. 

 
(2) Schiedsperson kann nicht sein, wer 

 
1. die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter 

nicht besitzt; 
2. unter Betreuung steht. 

 
(3) Schiedsperson soll nicht sein, wer 

 
1. das 30. Lebensjahr nicht vollendet hat; 
2. in dem Schiedsamtsbezirk nicht seinen Wohn-

sitz hat; 
3. durch sonstige, nicht unter § 2 Abs. 2 Nr. 2 

Schiedsamtsgesetz – SchaG NRW fallende ge-
richtliche Anordnungen in der Verfügung über 
sein Vermögen beschränkt ist. 

 
(4) Zur Schiedsperson soll nicht gewählt oder wieder-

gewählt werden, wer das 70. Lebensjahr vollendet 
hat. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Interessierte Personen werden gebeten, ihre schriftliche 
Bewerbung unter Beifügung eines Lebenslaufes und eines 
Führungszeugnisses bis zum 06.01.2017 an die Stadt Bad 
Salzuflen, Der Bürgermeister, Fachdienst Ordnungswesen, 
32102 Bad Salzuflen, zu richten. 
Außerdem sollten die Bewerber kurz schildern, welche Er-
fahrungen für die Ausübung des Schiedsamtes eingebracht 
werden. 
 
Bad Salzuflen, den 30.11.2016 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. Roland Thomas 

Kr.Bl.Lippe 12.12.2016 
 
 
 
536 14. Sitzung des Rates in der Wahlperiode 

2014/2020 am 14.12.2016 
 
Am Mittwoch, dem 14.12.2016, um 17.00 Uhr findet im 
großen Sitzungssaal des Rathauses die 14. Sitzung des 
Rates der Stadt Bad Salzuflen in der Wahlperiode 
2014/2020 statt.  
 
Tagesordnung: 
 
A. ÖFFENTLICHE SITZUNG 

 
1. Einwohnerfragestunde 

Anfragen sind bis Montag, den 
12.12.2016 
schriftlich beim Bürgermeister einzu-
reichen 
 

2. Niederschrift über die 13. Sitzung des 
Rates am 28.09.2016 - öffentlicher 
Teil – 
 

3. Mitteilungen des Bürgermeisters und 
der Verwaltung sowie Beantwortung 
schriftlicher Anfragen 
 

4. Bericht über laufende Beschlüsse 
 

5. Fraktionsanträge 
 

6. Ergebnisse des Energie- und Klima-
Workshops und die weiteren Schritte 
 

7. Prüfung des Jahresabschlusses der 
Stadt Bad Salzuflen zum 31.12.2015 
und Entlastung der Bürgermeister 
 

8. Bericht zur Haushaltsausführung 
2016 mit dem Stand 30.09.2016 
 

9. Überörtliche Prüfung der Stadt Bad 
Salzuflen 
 

10. Überörtliche Prüfung der Zahlungs-
abwicklung der Stadt Bad Salzuflen 
 

11. Nachtrag zum Stellenplan 2016 
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12. Nachtabschaltung der Straßenbe-

leuchtung 
 

13. Raumplanung Schulzentrum Aspe 
mit Abbruch Kleinschwimmhalle 
Hier: Planungs- und Realisierungs-
beschluss und Mittelveranschlagung 
im Rahmen der Finanzplanung 
 

13.1. Raumplanung Schulzentrum Aspe mit 
Abbruch Kleinschwimmhalle 
Hier: Planungs- und Realisierungsbe-
schluss und Mittelveranschlagung im 
Rahmen der Finanzplanung 
 

14. Haushalt 2017 
 

14.1. Fraktionsanträge 
 

14.2. Stellenplan 2017 
 

14.2.1. Stellenplan 2017 
 

14.2.2. Stellenplan 2017 – 
Einrichtung zusätzlicher Planstellen für 
die Bereiche Planen und Bauen 
 

14.3. Haushaltssatzung 2017, Haushaltsplan 
und Anlagen (einschl. Stellenplan), Än-
derungsliste zum Haushalt 2017 
 

14.3.1. Haushaltssatzung 2017, Haushaltsplan 
und Anlagen (einschl. Stellenplan), Än-
derungsliste zum Haushalt 2017 
 

15. Ortsrecht 
 

15.1. Gebührensatzung für die Friedhöfe der 
Stadt Bad Salzuflen 2017 
 

15.2. 6. Satzung zur Änderung der Satzung 
über die Errichtung und Unterhaltung 
von Übergangsheimen für ausländische 
Flüchtlinge in der Stadt Bad Salzuflen 
 

15.3. Änderung der Gebührensatzung für die 
Musikschule der Stadt Bad Salzuflen 
(vom 16.12.2005) 
 

15.3.1. Gebührensatzung für die Musikschule 
der Stadt Bad Salzuflen vom 16.12.2005 
 

15.4. Erlass einer Sondersatzung der Stadt 
Bad Salzuflen über die Erhebung von 
Beiträgen für die straßenbauliche Maß-
nahme "Lagesche Straße" 
 

15.5. Änderung der Satzung über die Benut-
zung und die Gebühren der Stadtbüche-
rei Bad Salzuflen (vom 17.12.2012) 
 

16. Umbesetzung von Gremien 
 

16.1. Umbesetzung im Sportausschuss, im 
Ortsausschuss Werl-Aspe und im Ju-
gendhilfeausschuss 
- Antrag der Fraktion DIE PIRATEN – 
 

 
16.2. Umbesetzung im Ortsausschuss Ehr-

sen-Breden 
- Antrag der Fraktion DIE LINKE – 
 

16.3. Umbesetzung im Ortsausschuss Werl-
Aspe 
- Antrag der SPD-Fraktion – 
 

16.4. Umbesetzung in verschiedenen Aus-
schüssen 
- Antrag der Fraktion Bündnis90/DIE 
GRÜNEN – 
 

17. Kapitalherabsetzung der Trianel 
GmbH bei der Trianel Onshore Wind-
kraftwerke GmbH&Co.KG 
 

18. Ordnungspartnerschaft 
 

19. 3. vereinfachte Änderung des Bebau-
ungsplanes Nr. 0129 "Alter Teich-
kamp", 
Ortsteil Bad Salzuflen 
1. Behandlung der vorgebrachten 
Stellungnahmen 
2. Satzungsbeschluss 
 

20. Außenbereichssatzung "Grünau" 
1. Behandlung der vorgebrachten 
Stellungnahmen 
2. Satzungsbeschluss 
 

21. Anfragen von Ratsmitgliedern 
 
B. NICHTÖFFENTLICHE SITZUNG 

 
1. Niederschrift über die 13. Sitzung des 

Rates am 28.09.2016 - nichtöffentli-
cher Teil – 
 

2. Mitteilungen des Bürgermeisters und 
der Verwaltung sowie Beantwortung 
schriftlicher Anfragen 
 

3. Bericht über laufende Beschlüsse 
 

4. Ordnungspartnerschaft 
 

5. Grundstücksangelegenheiten 
 

5.1. Ehemalige Britensiedlung im Quartier 
Königsberger Straße 
 

6. Anfragen von Ratsmitgliedern 
 
Bad Salzuflen, den 08.12.2016 
 
 
gez. Roland Thomas 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 12.12.2016 
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Stadt Blomberg 
 
537 7. Änderung des Flächennutzungsplanes der 

Stadt Blomberg zur Darstellung von Konzent-
rationszonen für Windenergie, hier: Wirksam-
werden nach Durchführung des Genehmi-
gungsverfahrens 

 
Die Bezirksregierung Detmold hat mit Verfügung vom 25. 
November 2016, Az.: 35.21.10-504/B.132, die 7. Änderung 
des Flächennutzungsplanes gem. § 6 Abs. 1 Baugesetz-
buch (BauGB) in der zurzeit gültigen Fassung genehmigt. 
Die Änderung betrifft das gesamte Gebiet der Stadt Blom-
berg. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Gemäß § 6 Abs. 5 des Baugesetzbuches (BauGB) in der 
zur Zeit geltenden Fassung wird die Durchführung des Ge-
nehmigungsverfahrens für die Änderung des Flächennut-
zungsplanes hiermit ortsüblich bekannt gemacht. Mit Voll-
zug dieser Bekanntmachung wird die Änderung rechtswirk-
sam. 
 
Die 7. Änderung des Flächennutzungsplanes liegt ein-
schließlich Begründung im Fachbereich 60 – Bauen und 
Stadtentwicklung – der Stadt Blomberg, Marktplatz 6, II. 
Obergeschoß, 32825 Blomberg, vom Tage dieser Be-
kanntmachung an während der Dienststunden zu jeder-
manns Einsichtnahme öffentlich aus.  
Die Bekanntmachung ist ebenfalls auf der Internetseite der 
Stadt Blomberg unter www.blomberg-lippe.de einsehbar. 
 

Hinweise 
 
1. Es wird darauf hingewiesen, daß eine Verletzung der in 

§ 214 Abs.1 Satz 1 bis 3 des Baugesetzbuches be-
zeichneten Verfahrens- und Formvorschriften unbeacht-
lich ist, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit die-
ser Bekanntmachung gegenüber der Gemeinde schrift-
lich geltend gemacht worden ist. 

 
Mängel der Abwägung sind gemäß § 215 Abs.1 Nr. 3 
Baugesetzbuch ebenfalls unbeachtlich, wenn sie nicht 
innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung 
gegenüber der Gemeinde geltend gemacht worden 
sind. Der Sachverhalt, der die Verletzung von Verfah-
rens- und Formvorschriften begründen soll, ist darzule-
gen. 

 
2. Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften 

der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen dieser Flä-
chennutzungsplanänderung kann gemäß § 7 Abs. 6 GO 
NW nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntma-
chung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn 

 
a. eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

 
b. der Beschluss über den Flächennutzungsplan ist 

nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht 
worden, 

 
c. der Bürgermeister hat den Feststellungsbeschluss 

vorher beanstandet oder 

 
d. der Form- und Verfahrensfehler ist gegenüber der 

Stadt Blomberg vorher gerügt und dabei die verletz-
te Rechtsvorschrift und Tatsache bezeichnet wor-
den, die den Mangel ergibt. 

 
Blomberg, 28. November 2106 
 
 
Geise 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 12.12.2016 
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Stadt Detmold 
 
538 2. Änderungssatzung zur „Satzung über die 

Erhebung von Gebühren für die Nutzung der 
städtischen Übergangswohnheime für Asyl-
bewerber und Asylberechtigte sowie für Aus-
siedler und Zuwanderer vom 05. Juni 1997“ 

 
vom 22.11.2016 

 
Aufgrund der §§ 7, 8 und 41 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 14. Juli 1994 (GV NW S. 666 / SGV NW 2023) 
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 25. Juni 
2015 (GV NRW S. 496) und der §§ 2, 4 und 6 Kommunal-
abgabengesetz für das Land Nordrhein-Westfalen vom 21. 
Oktober 1969 (GV NW S. 712) in der jeweils gültigen Fas-
sung beschließt der Rat der Stadt Detmold in seiner Sit-
zung am 17.11.2016 folgende Satzung: 
 

§ 1 
 
§ 1 wird um den Satz 8 wie folgt ergänzt: 
Benutzer, die einen Anspruch auf Leistungen nach dem 
Asylbewerberleistungsgesetz in der jeweils gültigen Fas-
sung haben, sind von der Gebühr sowie der Zahlung von 
Nebenkosten gem. § 3 befreit. 
 

§ 2 
 
§ 2 Satz 4 wird wie folgt neu gefasst: 
Gemeinschaftlich genutzte Flächen werden mit einem im 
Verhältnis zur Höchstbelegung stehenden Anteil abgerech-
net. 
 

§ 3 
 

Diese 2. Änderungssatzung tritt am 01.01.2017 in Kraft.  
 

Bekanntmachungsanordnung 
 

Die vorstehende Änderungssatzung zur „Satzung über die 
Erhebung von Gebühren für die Nutzung der städtischen 
Übergangswohnheime für Asylbewerber und Asylberechtig-
te sowie für Aussiedler und Zuwanderer vom 05. Juni 
1997“ vom 22.11.2016 wird hiermit öffentlich bekannt ge-
macht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 1994 
(GV.NRW.S.666/SGV.NRW.2023) – in der gegenwärtigen 
Fassung- gem. § 7 Abs. 6 Satz 1 der Gemeindeordnung 
nach Ablauf eines Jahres seit dieser Verkündung nicht 
mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 
 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 
vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 
bekannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 
beanstandet oder  

 
 
 

 
d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechts-
vorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die 
den Mangel ergibt. 

 
Detmold, den 22.11.2016 
Der Bürgermeister 
 
 
Rainer Heller 

Kr.Bl.Lippe 12.12.2016 
 
 
 
539 Benutzungs- und Gebührenordnung der 

Stadtbibliothek Detmold vom 22.11.2016 
 
Aufgrund der §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 14. Juli 1994  
(GV NRW S.666 / SGV NRW 2023), zuletzt geändert durch 
das Gesetz zur Änderung der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen vom 25. Juni 2015 (GV. NRW S. 
496), sowie der §§ 2,4,5 und 6 des Kommunalabgabenge-
setzes für das Land Nordrhein Westfalen vom 21. Oktober 
1969 (GV NRW, S. 712 / SGV NRW 610) zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 8. September 2015 (GV.NRW S.666), 
hat der Rat der Stadt Detmold in seiner Sitzung am 
17.11.2016 folgende Benutzungs- und Gebührenordnung 
der Stadtbibliothek Detmold beschlossen: 
 
§ 1 Allgemeines 
 

(1) Die Stadtbücherei Detmold führt den Namen Stadt-
bibliothek Detmold. Sie ist eine öffentliche Einrich-
tung der Stadt Detmold. Als zentrale Institution der 
Medien- und Informationsversorgung ermöglicht sie 
den Zugang zu Büchern und anderen Druckerzeug-
nissen, Bild-, Ton- und Datenträgern und anderen 
online verfügbaren Datenquellen.  

 
(2) Sie dient der Information, der allgemeinen und 

schulischen Bildung, der Freizeitgestaltung, der be-
ruflichen und persönlichen Qualifizierung und ver-
mittelt einen kompetenten Umgang mit Medien.  

 
(3) Die Benutzung ist jedermann gestattet und richtet 

sich nach den Bestimmungen des öffentlichen 
Rechts. 

 
§ 2 Servicegebühren 
 

(1) Für die Nutzung der Stadtbibliothek werden Gebüh-
ren nach dem anliegenden Gebührentarif erhoben. 

 
(2) Die Servicegebühren können auch über ein SEPA-

Lastschriftverfahren eingezogen werden. Die Abbu-
chung des Jahresbeitrags erfolgt automatisch jähr-
lich. Eine Kündigung der Teilnahme am Lastschrift-
verfahren muss spätestens sechs Wochen vor Ab-
lauf der Gültigkeitsdauer des Bibliotheksausweises 
schriftlich erfolgen. 
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§ 3 Anmeldung 
 

(1) Die Ausstellung eines Bibliotheksausweises erfolgt 
nach eigenhändiger Unterzeichnung der Anmeldung 
und gegen Vorlage eines gültigen Personalauswei-
ses, Reisepasses oder eines anderen gültigen amt-
lichen Dokumentes über den Aufenthaltsstatus mit 
amtlicher Meldebescheinigung. Mit der Anmeldung 
wird die Benutzungs- und Gebührenordnung aner-
kannt. 

 
(2) Bei Kindern und Jugendlichen bis zum 16. Lebens-

jahr kann die Stadtbücherei die schriftliche Einwilli-
gung der gesetzlichen Vertreter verlangen, wonach 
diese dem Benutzungsverhältnis zustimmen, die 
Benutzungsordnung anerkennen und sich zur Haf-
tung im Schadenfall und zur Begleichung der Ge-
bühren verpflichten. 

 
(3) Juristische Personen können die Stadtbücherei im 

Rahmen der Satzung durch von ihnen schriftlich be-
vollmächtigte Personen benutzen. 

 
(4) Der Bibliotheksausweis bleibt Eigentum der Stadt-

bibliothek und ist nicht übertragbar. Die eingetrage-
nen Kunden haben sich auf Verlangen über ihre 
Person auszuweisen. 

 
(5) Namens- und Adressänderungen, ggf. Änderung 

der Bankverbindung sowie der Verlust der Biblio-
thekskarte sind der Stadtbibliothek unverzüglich 
mitzuteilen. 

 
(6) Bei Verlust wird ein Ersatzausweis nach Vorlage ei-

nes gültigen Personalausweises, Reisepasses oder 
eines anderen gültigen amtlichen Dokumentes über 
den Aufenthaltsstatus mit amtlicher Meldebeschei-
nigung gegen eine Gebühr ausgestellt. 

 
(7) Für Schäden, die durch den Missbrauch der Biblio-

thekskarte entstehen, haften die eingetragenen 
Kunden bzw. die gesetzlichen Vertreter bei Kindern 
und Jugendlichen. 

 
(8) Die Stadtbibliothek erfasst und speichert die für die 

Ausleihe erforderlichen, personenbezogenen Daten 
und nutzt sie ausschließlich für ihre Zwecke. Für 
diese Datenverarbeitung gelten die Bestimmungen 
des nordrhein-westfälischen Datenschutzgesetzes 
in der jeweils gültigen Fassung. 

 
§ 4 Ausleihe / Benutzung 
 

(1) Gegen Vorlage der gültigen Bibliothekskarte können 
Bücher und andere Medien für den persönlichen 
Gebrauch entliehen werden.  

 
(2) Die Leihfrist beträgt in der Regel bis zu vier Wochen 

(28 Tage). Für bestimmte Medien behält sich die 
Stadtbibliothek vor, Gebühren zu erheben und Leih-
fristen gesondert festzulegen. Die Anzahl der 
gleichzeitig entleihbaren Medien kann durch die 
Stadtbibliothek begrenzt werden. Die Leihfristen und 
die Anzahl der ausleihfähigen Medien sind in der 
Leifristtabelle festgesetzt, die in ihrer jeweils aktuel-
len Fassung gilt. 

 
 

 
(3) Entleihungen, Vorbestellungen und Verlängerungen 

können von der Stadtbibliothek begrenzt werden. 
Die Stadtbibliothek ist berechtigt, entliehene Medien 
jederzeit zurückzufordern. 

 
(4) Ausgeliehene Medien können gegen eine Gebühr 

vorbestellt werden. 
 

(5) Bei Ausleihe an Kinder und Jugendliche werden die 
Kinder- und Jugendschutzbestimmungen beachtet, 
so dass eine uneingeschränkte Ausleihe, z.B. we-
gen der Festsetzung eines Mindestalters, nicht er-
folgen kann. 

 
(6) Die entliehenen Medien sind fristgerecht unaufge-

fordert zurückzugeben. Es ist dafür zu sorgen, dass 
auch im Falle einer persönlichen Verhinderung ent-
liehene Medien fristgerecht zurückgegeben werden. 
Bei Rückgabe ist der Rückgabebeleg umgehend auf 
eine vollständig erfolgte Rückbuchung hin zu über-
prüfen und Unstimmigkeiten sind dem Bibliotheks-
personal sofort mitzuteilen. 

 
(7) Eine Ausleihe für Dritte und eine Weitergabe der 

Medien an Dritte ist grundsätzlich unzulässig. Dies 
gilt insbesondere auch für Erwachsene, die Auslei-
hen auf Bibliothekskarten der eigenen Kinder oder 
Ehepartner bzw. Lebenspartner vornehmen wollen. 
Im begründeten Einzelfall werden aktuelle Voll-
machten akzeptiert. 

 
(8) Entliehene Medien können vor Ablauf der Leihfrist 

mit der gültigen Bibliothekskarte verlängert werden. 
Bei vorgemerkten und gemahnten Medien ist eine 
Verlängerung nicht möglich. Auf der Homepage der 
Stadtbibliothek ist eine selbstständige Verlängerung 
im Kundenkonto möglich. Technische Probleme der 
Online-Option führen nicht zur Stornierung daraus 
entstehender Versäumnisgebühren. 

 
(9) Für Entleihungen aus der Online-Bibliothek gelten 

gesonderte Benutzungsbedingungen, die auf der In-
ternetseite des Angebotes einzusehen sind. 

 
(10) Präsenzbestände werden nicht ausgeliehen. 

 
(11) Nicht im Bestand der Stadtbibliothek vorhandene 

Werke können gemäß den Bestimmungen der je-
weils geltenden Leihverkehrsordnung des Landes 
Nordrhein-Westfalen gegen eine Gebühr im auswär-
tigen Leihverkehr beschafft und nach den Auflagen 
der gebenden Institution genutzt werden. Für die 
Benutzung der Fernleihe ist die gültige Bibliotheks-
karte notwendig. Die Gebühr fällt unabhängig vom 
Rechercheerfolg an und ist im Voraus mit der Be-
stellung des einzelnen Mediums zu zahlen. 

 
§ 5 Leihfristüberschreitung 
 

(1) Für Medien, die bis zum Ablauf der Nutzungsfrist 
nicht zurückgegeben oder zu spät verlängert wer-
den, sind Säumnis- und Bearbeitungsgebühren 
nach der Gebührenordnung zu entrichten. Dieses 
gilt auch bei Medienverlust.  
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(2) Die Stadtbibliothek ist nicht verpflichtet, die Rück-

gabe von Medien anzumahnen. Die Gebühren ent-
stehen unabhängig davon, eine Verpflichtung zu ei-
ner schriftlichen Mahnung besteht nicht.  

 
(3) Für Medien und Versäumnisgebühren, die schriftlich 

angemahnt werden müssen, entstehen zusätzliche 
Bearbeitungsgebühren.  

 
(4) Durch Eintrag einer Mailadresse im Kundenkonto 

können Erinnerungs-E-Mails vor dem Leihfristende 
verschickt werden. Der Nichterhalt der E-Mail führt 
nicht zur Stornierung von etwaigen Versäumnisge-
bühren. Die Kunden sind verpflichtet, die Aktualität 
ihrer E-Mail-Adresse sowie die Zugänglichkeit ihres 
Accounts zu pflegen, um die Zustellbarkeit der Mail 
zu gewährleisten.  

 
(5) Nicht zurückgegebene Medien, ausstehende Ge-

bühren und sonstige Forderungen werden im Ver-
waltungsvollstreckungs-verfahren eingezogen. Die 
dadurch entstehenden Kosten trägt der Kunde. 

 
(6) Bei Mahngebühren oder Benutzungsgebühren über 

20,00 € erfolgt die Sperrung des Kontos. Es können 
dann weder Ausleihen noch Verlängerungen getä-
tigt werden. Dies gilt auch für eMedien aus der On-
line-Bibliothek. 

 
§ 6 Internet und elektronische Medien 
 

(1) Die Bibliothek haftet nicht für Schäden, die dem 
Kunden aufgrund von fehlerhaften Inhalten der be-
nutzten Medien oder durch Datenmissbrauch Dritter 
aufgrund des unzureichenden Datenschutzes im In-
ternet entstehen. 

 
(2) Jugendliche unter 16 Jahren benötigen vor der ers-

ten Nutzung des Internets die schriftliche Einwilli-
gung der gesetzlichen Vertreter. Die Stadtbibliothek 
trägt Sorge dafür, dass jugendgefährdende, sitten-
widrige oder strafrechtlich relevante Inhalte weitest-
gehend im Rahmen der Internetnutzung vorenthal-
ten werden. Eine Gewähr hierfür übernimmt die 
Stadtbibliothek allerdings nicht.  

 
(3) Mit dem Einverständnis zur Nutzung des Internets 

übernehmen die gesetzlichen Vertreter auch die 
Haftung für eventuelle Schäden, die das Kind oder 
der Jugendliche an Geräten der Computerarbeits-
plätze und anderen elektronischen Geräten verur-
sacht. 

 
(4) Für die Nutzung der Computer und sonstigen Gerä-

te können Benutzungszeiten bestimmt werden. 
 

(5) Im Umgang mit den technischen Geräten ist es 
nicht gestattet, Änderungen an den Geräten und der 
Software vorzunehmen. Ebenso übernimmt der 
Kunde die Haftung für eventuelle Schäden, die 
er/sie an Geräten der Computerarbeitsplätze oder 
anderen elektronischen Medien durch die Nutzung 
verursacht. 

 
(6) Informationen (Dokumente und Dateien) können 

ausgedruckt oder auf Datenträgern gespeichert 
werden. 

 

 
(7) Die Kunden verpflichten sich im Zusammenhang mit 

der Internetnutzung zur Einhaltung der gesetzlichen 
Bestimmungen, insbesondere des Datenschutzes, 
des Urheberrechtes und des Jugendschutzes. Eine 
Zuwiderhandlung führt zum Ausschluss von der 
Nutzung. 

 
(8) Die Stadtbibliothek übernimmt keine Haftung für 

Folgen von Verletzungen des Urheberrechts durch 
den Kunden.  

 
§ 7 Behandlung der Medien, Haftung 
 

(1) Die Kunden sind verpflichtet, die entliehenen oder in 
der Bibliothek benutzten Medien sorgfältig zu be-
handeln und sie vor Veränderungen, Beschmutzung 
und Beschädigungen zu schützen. Als Beschädi-
gungen gelten auch Unterstreichungen, Bemerkun-
gen, Markierungen u. ä. Es ist dafür zu sorgen, dass 
die Medien nicht missbräuchlich benutzt werden.  

 
(2) Vor jeder Ausleihe sind die Medien auf Vollständig-

keit und erkennbare Schäden hin zu überprüfen und 
etwaige Mängel (fehlende Teile bei mehrteiligen 
Medien) dem Personal sofort anzuzeigen. Erfolgt 
keine Anzeige, gelten die Medien als einwandfrei 
und vollständig ausgeliehen. 

 
(3) Verlust oder Beschädigung entliehener Medien sind 

unverzüglich anzuzeigen. Etwaige Schäden aus 
früheren Benutzungen müssen sogleich bei der Ent-
leihung oder im Falle der Nutzung vor Ort zu Beginn 
der Nutzung gemeldet werden, da sie sonst dem 
Kunden zugerechnet werden. 

 
(4) Die Kunden bzw. die gesetzlichen Vertreter haften 

für Verlust oder Beschädigungen der Medien (auch 
einzelner Teile von mehrteiligen Medien) und sind 
zum Ersatz des Neuwertes verpflichtet. Als Ersatz 
gilt in erster Linie die Ersatzbeschaffung durch den 
Kunden. Ist dies nicht möglich, ist ein gleichwertiger 
Ersatz zum Neuwert zu beschaffen oder in Geldwert 
zu entrichten. Es ist untersagt, Beschädigungen 
selbst zu beheben.  

 
(5) Die Kunden oder die gesetzlichen Vertreter haften 

auch für Schäden, die durch Missbrauch der Biblio-
thekskarte entstehen. Dies gilt nicht für Schäden, 
die nach einer ordnungsgemäß erfolgten Verlust-
meldung gem. § 3, Abs. 5 eintreten. 

 
(6) Bis zur jeweiligen Ersatz- bzw. Entgeltleistung kann 

der Kunde von der Ausleihe ausgeschlossen wer-
den.   

 
§ 8 Hausrecht und Verhalten in der Bibliothek 
 

(1) Das Personal der Stadtbibliothek übt das Hausrecht 
aus. Seinen Anordnungen ist Folge zu leisten. 

 
(2) Das Rauchen und Konsumieren von Rauschmitteln 

ist nicht, Essen und Trinken nur in dem hierfür vor-
gesehenen Lesecafé-Bereich gestattet. Störungen 
der anderen Kunden sind untersagt. Tiere dürfen in 
die Räumlichkeiten der Stadtbibliothek nicht mitge-
bracht werden. 
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(3) Für verloren gegangene, beschädigte oder gestoh-

lene Gegenstände der Kunden wird keine Haftung 
übernommen. Dies gilt auch für Gegenstände, die 
aus den verschließbaren Fächern abhandenge-
kommen sind. 

 
(4) Die Mitnahme von Medien ohne ordnungsgemäße 

Ausleihverbuchung wird als Diebstahl gewertet und 
zur Anzeige gebracht. 

 
§ 9 Ausschluss von der Benutzung 
 
Kunden, die gegen die Benutzungs- und Gebührenordnung 
verstoßen, insbesondere Fristen wiederholt überschreiten 
oder Gebühren nicht entrichten, können von der Benutzung 
ausgeschlossen werden. 
 
§ 10 Inkrafttreten 
 
Die Benutzungs- und Gebührenordnung tritt am 01.03.2017 
in Kraft.  

Kr.Bl.Lippe 12.12.2016 
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Die Gebühren nach Ziffer I sind zum Zeitpunkt der Leis-
tung,  
die Gebühren nach Ziffer II bei Fristablauf fällig. 
 
Die Änderung des Gebührentarifs tritt am 01.03.2017 in 
Kraft. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Benutzungs- und Gebührenordnung der 
Stadtbibliothek Detmold vom 22.11.2016 wird hiermit öf-
fentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 1994 
(GV.NRW.S.666/SGV.NRW.2023) – in der gegenwärtigen 
Fassung- gem. § 7 Abs. 6 Satz 1 der Gemeindeordnung 
nach Ablauf eines Jahres seit dieser Verkündung nicht 
mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 
 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 
vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 
bekannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 
beanstandet oder  

d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechts-
vorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die 
den Mangel ergibt. 

 
Detmold, den 22.11.2016 
Der Bürgermeister 
 
 
Rainer Heller 

Kr.Bl.Lippe 12.12.2016 
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Stadt Horn-Bad Meinberg 
 
540 Öffentliche Auslegung des Entwurfes der 

Haushaltssatzung der Stadt Horn-Bad Mein-
berg für das Haushaltsjahr 2017 

 
Hiermit wird bekannt gegeben, dass der Entwurf der Haus-
haltssatzung der Stadt Horn-Bad Meinberg für das Haus-
haltsjahr 2017 samt Anlagen in der Zeit ab dem 12.12.2016 
für die Dauer des Beratungsverfahrens im Rathaus, Markt-
platz 4, 32805 Horn-Bad Meinberg, Fachbereich 1 – Zent-
rale Dienste, Zimmer 11, während der allgemeinen Öff-
nungszeiten (montags dienstags, donnerstags und freitags 
8.30 - 12.00 Uhr, mittwochs 7.30 - 12.30 Uhr, donnerstags 
14.00 - 17.30 Uhr) öffentlich ausliegt. Das Beratungsver-
fahren endet voraussichtlich am 02.02.2017 mit dem Be-
schluss der Haushaltssatzung. 
 
Unter der Adresse www.horn-badmeinberg.de/Rat-und-
Verwaltung/Haushaltsbuch steht der Entwurf der Haus-
haltssatzung zur Einsicht und zum Download im Internet 
zur Verfügung. 
 
Einwohner oder Abgabenpflichtige können innerhalb einer 
Frist von 14 Tagen nach Beginn der Auslegung gegen den 
Entwurf Einwendungen erheben. Die Einwendungen sind 
bei mir, Fachbereich 1 (Zentrale Dienste, Rathaus, Zimmer 
11), zu erheben. 
 
Die vorstehende öffentliche Bekanntmachung wird zusätz-
lich zur Veröffentlichung im Kreisblatt – Amtsblatt des Krei-
ses Lippe und seiner Städte und Gemeinden auf der Inter-
netseite der Stadt Horn-Bad Meinberg unter der Adresse 
www.horn-badmeinberg.de/Rat-und-Verwaltung/ Haus-
haltsbuch zur Kenntnisnahme bereitgestellt. 
 
Horn-Bad Meinberg, den 29.11.2016 
 
Stadt Horn-Bad Meinberg 
Der Bürgermeister 
In Vertretung: 
 
 
gez. Barz 

Kr.Bl.Lippe 12.12.2016 
 
 
 
541 1. Satzung zur Änderung der Satzung über den 

Ersatz von Verdienstausfall für die beruflich 
selbständigen ehrenamtlichen Angehörigen 
der Freiwilligen Feuerwehr vom 30.11.2016 

 
Aufgrund der §§ 7 Abs. 1 und 41 Abs. 1 Satz 2 Buchstaben 
f und i der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NW) in der Fassung vom 14.07.1994 
(GV.NW. S. 666), zuletzt geändert durch Gesetz 
03.02.2015 (GV. NRW. S. 208) und des § 21 Abs. 3 des 
Gesetzes über den Brandschutz, die Hilfeleistung und den 
Katastrophenschutz (BHKG) vom 17.12.2015 (GV.NW. S. 
886) hat der Rat der Stadt Horn-Bad Meinberg in seiner 
Sitzung am 24.11.2016 folgende Satzung beschlossen: 
 
 
 
 
 

 
§ 1 

 
In § 1 Absatz 2 wird die Zahl „15“ durch die Zahl „30“ er-
setzt. 
 

§ 2 
 

In § 1 Absatz 4 wird die Zahl „25,50“ durch die Zahl „50“ 
ersetzt. 

§ 3 
 
Diese Satzung tritt am 01.07.2017 in Kraft.  
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende 1. Satzung zur Änderung der Satzung 
über den Ersatz von Verdienstausfall für die beruflich selb-
ständigen ehrenamtlichen Angehörigen der Freiwilligen 
Feuerwehr wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen beim Zustandekommen 
dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Be-
kanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, 
es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-

kannt gemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher 

beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Stadt Horn-Bad Meinberg vorher gerügt und dabei die 
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt. 

 
Diese Bekanntmachung wird neben der Veröffentlichung im 
Kreisblatt -Amtsblatt des Kreises Lippe und seiner Städte 
und Gemeinden- auch auf der Internetseite der Stadt Horn-
Bad Meinberg (www.horn-badmeinberg.de) unter der 
Rubrik Bekanntmachungen bereitgestellt.  
 
Horn-Bad Meinberg, den 30.11.2016 
 
Stadt Horn-Bad Meinberg 
Der Bürgermeister 
 
 
Rother 

Kr.Bl.Lippe 12.12.2016 
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542 8. Satzung zur Änderung der Satzung über die 

Straßenreinigung und die Erhebung von Stra-
ßenreinigungsgebühren in der Stadt Horn-Bad 
Meinberg (Straßenreinigungs- und Gebühren-
satzung) vom 30.11.2016 

 
Aufgrund von § 7 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO) vom 14.07.1994 (GV. NRW. 
S. 666), zuletzt geändert durch Art. 1 des Ersten Teil des 
Gesetzes vom 03.05.2005 (GV NRW S. 498), der §§ 3 und 
4 des Gesetzes über die Reinigung öffentlicher Straßen 
(Straßenreinigungsgesetz NW) vom 18.12.1975 (GV. NW. 
S. 706), zuletzt geändert durch Art. 74 des Gesetzes vom 
05.04.2005 (GV. NW. S. 274) und der §§ 2, 4 und 6 des 
Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen (KAG) vom 21.10.1969 (GV. NW. S. 712), zu-
letzt geändert durch Verordnung vom 28.04.2005 (GV 
NRW S. 488) hat der Rat der Stadt Horn-Bad Meinberg in 
seiner Sitzung am 24.11.2016 folgende 8. Satzung zur Än-
derung der Satzung über die Straßenreinigung und die Er-
hebung von Straßenreinigungsgebühren in der Stadt Horn 
Bad Meinberg vom 19.07.2007 beschlossen: 
 

I.  
 
§ 6 (Gebührenmaßstab und Gebührensatz), Abs. 7c wird 
wie folgt geändert: 
 
Im Bad Meinberger Innenstadtbereich werden die im Stra-
ßenverzeichnis mit „BM“ gekennzeichneten Straßen 
14tägig mittels Großkehrmaschine und 10 Mal mit Zukehre-
reinsatz gereinigt. Die Benutzungsgebühr dafür beträgt je 
Einheit jährlich  
 

1,15 €. 
 

II.  
 
Diese Satzung tritt am 01.01.2017 in Kraft.  
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende 8. Satzung zur Änderung der Satzung 
über die Straßenreinigung und die Erhebung von Straßen-
reinigungsgebühren in der Stadt Horn-Bad Meinberg (Stra-
ßenreinigungs- und Gebührensatzung) wird hiermit öffent-
lich bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen beim Zustandekommen 
dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Be-
kanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, 
es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-

kannt gemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher 

beanstandet oder 
 
 
 
 

 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Stadt Horn-Bad Meinberg vorher gerügt und dabei die 
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt. 

 
Diese Bekanntmachung wird neben der Veröffentlichung im 
Kreisblatt -Amtsblatt des Kreises Lippe und seiner Städte 
und Gemeinden- auch auf der Internetseite der Stadt Horn-
Bad Meinberg (www.horn-badmeinberg.de) unter der 
Rubrik Bekanntmachungen bereitgestellt.  
 
Horn-Bad Meinberg, den 30.11.2016 
 
Stadt Horn-Bad Meinberg 
Der Bürgermeister 
 
 
Rother 

Kr.Bl.Lippe 12.12.2016 
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Stadt Lage 
 
543 Aufhebung des Bebauungsplans D 10 der 

Stadt Lage im OT Lage 
 
hier: Satzungsbeschluss vom 10.11.2016 und Inkraft-
treten 
 
Die Aufhebung des Bebauungsplans D10 der Stadt Lage 
ist vom Rat der Stadt Lage in seiner Sitzung am 
10.11.2016 gemäß § 10 Absatz 1 des Baugesetzbuches 
(BauGB) vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414) in Verbindung 
mit §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen (GO NRW) vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 
666) den jeweils gültigen Fassungen als Satzung be-
schlossen worden.  
 
Der Beschluss hat folgenden Wortlaut: 
 
„Die Aufhebung des Bebauungsplanes D 10 der Stadt Lage 
im Ortsteil Lage wird unter Einbeziehung der zuvor gefass-
ten Abwägungsbeschlüsse gem. § 10 BauGB i.V.m. 
§ 7 GO NW als Satzung beschlossen.“ 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Der vorstehende Satzungsbeschluss wird hiermit öffentlich 
bekannt gemacht. Mit dieser Bekanntmachung tritt nach § 
10 Abs. 3 des Baugesetzbuches (BauGB) die Aufhebung 
des Bebauungsplans D 10 im OT Lage der Stadt Lage in 
Kraft. Lage und Umfang des aufgehobenen Bebauungs-
plans D 10 der Stadt Lage sind aus dem in dieser Be-
kanntmachung abgedruckten Planausschnitt ersichtlich. 
 
Der räumliche Geltungsbereich ist in dem Übersichtsplan 
mit einer schwarzen unterbrochenen Linie eingegrenzt. Für 
die genaue Umgrenzung ist die Grenzeintragung der zur 
Aufhebung des Bebauungsplans D10 der Stadt Lage gehö-
renden Planzeichnung verbindlich. 
 
Die Aufhebung des Bebauungsplans D 10 der Stadt ein-
schließlich Begründung und zusammenfassender Erklä-
rung gemäß § 10 (4) BauGB wird vom Tage dieser Be-
kanntmachung an für dauernd während der Dienststunden 
im Fachteam Planen der Stadt Lage, St.-Johann-
Straße 6,  1. Obergeschoss, 32791 Lage, zu jedermanns 
Einsicht bereitgehalten. Über den Inhalt der Aufhebung des 
Bebauungsplans D 10 der Stadt Lage wird auf Verlangen 
Auskunft gegeben. 
 
Hinweise 
 
1. Unbeachtlich werden gemäß § 215 des Baugesetzbu-

ches (BauGB)  
 

a) eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB 
beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Ver-
fahrens- und Formvorschriften, 

b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 
BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften 
über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des 
Flächennutzungsplanes und  

c) nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Män-
gel des Abwägungsvorgangs, 

 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Bekannt-
machung schriftlich gegenüber der Stadt Lage geltend  

 
gemacht worden sind. Der Sachverhalt, der die Verletzung 
begründen soll, ist darzulegen. Das gilt entsprechend, 
wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a BauGB beachtlich sind. 
 
2. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie 

Abs. 4 BauGB über die Entschädigung von eingetrete-
nen Vermögensnachteilen sowie über die Fälligkeit und 
das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen wird 
hingewiesen. 

 
3. Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften 

der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen der Sat-
zung kann gem. § 7 Abs. 6 GO NRW nach Ablauf eines 
Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend 
gemacht werden, es sei denn, 

 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) der Satzungsbeschluss ist nicht ordnungsgemäß öf-
fentlich bekannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vor-
her beanstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt Lage vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet wor-
den, die den Mangel ergibt. 

 
Lage, 29. November 2016  
 
Stadt Lage 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. C. Liebrecht 

Kr.Bl.Lippe 12.12.2016 
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544 Hinweis zum Widerspruchsrecht gegen die Da-

tenübermittlung aus dem Melderegister an das 
Bundesamt für das Personalmanagement der 
Bundeswehr (§ 36 Abs. 2 Bundesmeldegesetz) 

 
Nach § 58c Soldatengesetz (SG) übermitteln die Meldebe-
hörden dem Bundesamt für das Personalmanagement der 
Bundeswehr zum Zweck der Übersendung von Informati-
onsmaterial über Tätigkeiten in den Streitkräften jährlich bis 
zum 31. März folgende Daten zu Personen mit deutscher 
Staatsangehörigkeit, die im nächsten Jahr volljährig wer-
den: 
1. Familienname, 
2. Vornamen, 
3. gegenwärtige Anschrift. 
Die Datenübermittlung unterbleibt, wenn die Betroffenen ihr 
nach § 36 Absatz 2 des Bundesmeldegesetzes widerspro-
chen haben. Der Widerspruch gegen die zuvor genannte 
Datenübermittlung kann entweder zur Niederschrift im Bür-
gerbüro der Stadt Lage, Bergstraße 21, 32791 Lage, einge-
legt oder schriftlich an die Stadt Lage, Lange Straße 72, 
32791 Lage gerichtet werden. 
 
Lage, den 24.11.2016 
 
Stadt Lage 
 
 
gez. C. Liebrecht 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 12.12.2016 
 
 
 
545 Hinweise zum Widerspruchsrecht gegen die 

Datenübermittlung aus dem Melderegister 
(§42, § 50 des Bundesmeldegesetzes - BMG) 

 
Gemäß §§ 42, 50 des Bundesmeldegesetzes sind folgende 
Datenübermittlungen durch die Stadt Lage als Meldebe-
hörde zulässig: 
 
1. Datenübermittlungen an öffentlich-rechtliche Reli-

gionsgesellschaften (§ 42 Abs. 2 BMG) 
 
Haben Mitglieder einer öffentlich-rechtlichen Religionsge-
sellschaft Familienangehörige, die nicht derselben oder 
keiner öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft angehö-
ren, darf die Meldebehörde von diesen Familienangehöri-
gen folgende Daten übermitteln: Vor- und Familiennamen, 
Geburtsdatum und Geburtsort, Geschlecht, Zugehörigkeit 
zu einer öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft, derzei-
tige Anschriften und letzte frühere Anschrift, Auskunftssper-
ren nach § 51 BMG, Sterbedatum. Familienangehörige 
sind der Ehegatte oder Lebenspartner, minderjährige Kin-
der und die Eltern von minderjährigen Kindern. Betroffene 
Personen haben das Recht, der Übermittlung ihrer Daten 
zu widersprechen. Dies gilt nicht, soweit Daten für Zwecke 
des Steuererhebungsrechts der jeweiligen öffentlich-
rechtlichen Religionsgesellschaft übermittelt werden. 
 
2. Datenübermittlungen an politische Parteien (§ 

50Abs. 1 BMG) 
 
Die Meldebehörde darf Parteien, Wählergruppen und ande-
ren Trägern von Wahlvorschlägen im Zusammenhang mit 
Wahlen und Abstimmungen auf staatlicher und kommuna-
ler Ebene in den sechs der Wahl oder Abstimmung  

 
vorangehenden Monaten Auskunft aus dem Melderegister 
über die in § 44 Abs. 1 Satz 1 bezeichneten Daten (Vor- 
und Familiennamen, Doktorgrad und derzeitige Anschrif-
ten, sofern die Person verstorben ist, diese Tatsache) von 
Gruppen von Wahlberechtigten erteilen, soweit für deren 
Zusammensetzung das Lebensalter bestimmend ist. Die 
betroffene Person hat das Recht, der Übermittlung ihrer 
Daten zu widersprechen. 
 
3. Datenübermittlung von Alters- und Ehejubiläen (§50 

Abs. 2 BMG) 
 
Verlangen Mandatsträger, Presse oder Rundfunk Auskunft 
aus dem Melderegister über Alters- oder Ehejubiläen von 
Einwohnern, darf die Meldebehörde Auskunft über Vor- 
und Familiennamen, Doktorgrad, Anschrift sowie Datum 
und Art des Jubiläums erteilen. Die betroffene Person hat 
das Recht, der Übermittlung ihrer Daten zu widersprechen. 
 
4.  Datenübermittlung an Adressbuchverlage (§ 

50Abs. 3 BMG) 
 
Adressbuchverlagen darf zu allen Einwohnern, die das 18. 
Lebensjahr vollendet haben, Auskunft erteilt werden über 
deren Familienname, Vornamen, Doktorgrad und derzeitige 
Anschriften. Die übermittelten Daten dürfen nur für die 
Herausgabe von Adressbüchern (Adressenverzeichnisse in 
Buchform) verwendet werden. Die betroffene Person hat 
das Recht, der Übermittlung ihrer Daten zu widersprechen.  
 
Der Widerspruch gegen die zuvor genannten Datenüber-
mittlungen kann entweder zur Niederschrift im Bürgerbüro 
der Stadt Lage, Bergstraße 21, 32791 Lage, eingelegt oder 
schriftlich an die Stadt Lage, Lange Straße 72, 32791 Lage 
gerichtet werden.  
Es ist zu beachten, dass Widersprüche  
zu 2. spätestens 6 Monate vor einer Wahl,  
zu 3. spätestens 3 Monate vor einem Alters- oder Ehejubi-
läum und  
zu 4. 10 Monate vor Herausgabe eines Adressbuches  
bei der Stadt Lage eingegangen sein müssen. Der Wider-
spruch bleibt bis auf Widerruf gültig.  
 
Die vorstehende öffentliche Bekanntmachung Hinweise 
zum Widerspruchsrecht gegen die Datenübermittlung 
aus dem Melderegister ist auf der Internetseite der Stadt 
Lage (www.lage.de) unter der Rubrik Bürgerser-
vice/Bekanntmachungen einsehbar. 
 
Lage, den 24.11.2016 
 
Stadt Lage 
 
 
gez. C. Liebrecht 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 12.12.2016 
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546 Einladung 
 

Sitzungsnummer: RAT/025/10. LEGISL. 

Gremium: Rat der Stadt Lage 

Sitzungstag: 14.12.2016 

Sitzungsort: 
Aula des Schulzentrums Werrean-
ger  

Beginn der Sit-
zung: 

17:00 Uhr 

 
1 ÖFFENTLICHE SITZUNG 

 
 

1.1 Formelle Feststellungen zur Sit-
zung gem. § 9 Geschäftsordnung 
 
1.1.1 form- und fristgerechte Einladung 

 
 

1.1.2 Beschlussfähigkeit 
 

 

1.1.3 Tagesordnung 
 

 

1.2 Niederschrift vom 10.11.2016 
 

1.3 Geschäftliche Mitteilungen 
 

1.4 Personelle Änderungen in den 
Ratsgremien 
 

1.5 Vorlagen zur Beschlussfassung 
 
1.5.1 Satzungsangelegenheiten; 

7. Satzung zur Änderung der Gebüh-
rensatzung vom 17.12.2009 zur 
Straßenreinigungssatzung der Stadt 
Lage 
 

1.5.2 Satzungsangelegenheiten; 
11. Satzung zur Änderung der Ge-
bührensatzung vom 13.12.2000 zur 
Satzung über die Abfallentsorgung in 
der Stadt Lage 
 

1.5.3 Satzungsangelegenheiten; 
3. Satzung zur Änderung der Gebüh-
rensatzung zur Entwässerungssat-
zung der Stadt Lage 
 

1.5.4 Beitritt zur Anstalt öffentlichen 
Rechts "d-NRW AöR" 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
1.5.5 8. Änderung und Erweiterung des Be-

bauungsplans G 122 "Östliche Brand-
heide" und 83. Änderung des Flächen-
nutzungsplans der Stadt Lage 
a)  Auswertung der Offenlegung / Ab-

wägungsbeschlüsse zur 83. Ände-
rung des  Flächennutzungsplans 
der Stadt Lage 

b)  Auswertung der Offenlegung / Ab-
wägungsbeschlüsse zur 8. Ände-
rung und Erweiterung des Bebau-
ungsplans G 122 "Östliche Brand-
heide" 

c)  Feststellungsbeschluss zur 83. Än-
derung des Flächennutzungsplans 
der Stadt Lage 

d)  Satzungsbeschluss zur 8. Änderung 
und Erweiterung des Bebauungs-
plans G 122 "Östliche Brandheide" 

 
1.5.6 Feststellung des Jahresabschlusses und 

des Lageberichtes 2015 des Städtischen 
Abwasserbetriebes Lage sowie Verwen-
dung des Jahresüberschusses, Entlas-
tung von Betriebsleitung und Betriebs-
ausschuss 
 

1.5.7 Städtischer Abwasserbetrieb; 
Wirtschaftsplan für das Geschäftsjahr 
2017 
 

1.5.8 Prüfung und Feststellung des Jahresab-
schlusses zum 31.12.2015 der Stadt 
Lage sowie Behandlung des Jahreser-
gebnisses und Entlastung des Bürger-
meisters 
 

1.5.9 Bauliche Unterhaltung Hochbauten; 
Zustimmung zu überplanmäßigen Auf-
wendungen gem. § 83 GO NRW 
 

1.5.1
0 

Stellenplan 2017 
 

1.5.1
1 

Haushalt 2017; 
Verabschiedung der Haushaltssatzung 
einschließlich Anlagen 
 

1.6 Anfragen 
 

1.7 Beantwortung von Anfragen 
 

 
2 NICHTÖFFENTLICHE SITZUNG 

 
 

2.1 Formelle Feststellungen zur Sitzung gem. 
§ 9 Geschäftsordnung 
 
2.1.1 form- und fristgerechte Einladung 

 
 

2.1.2 Beschlussfähigkeit 
 

 

2.1.3 Tagesordnung 
 

 

2.2 Niederschrift vom 10.11.2016 
 

2.3 Geschäftliche Mitteilungen 
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2.4 Vorlagen zur Beschlussfassung 

 
2.5 Anfragen 

 
2.5.1 Besetzung der Stelle einer Schul-

leiterin/eines Schulleiters 
hier: Ausübung des Vorschlags-
rechts des Schulträgers gemäß § 
61 Abs. 2 Schulgesetz NRW 
 

 

2.6 Beantwortung von Anfragen 
 

 
 
Gez. Liebrecht 
Bürgermeister 
 

Kr.Bl.Lippe 12.12.2016 
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Alte Hansestadt Lemgo 
 
547 Bebauungsplan “Lemgoer Straße / Wasserfur-

che Ost“  
1.) Beschluss über die Aufhebung des Aufstel-

lungsbeschlusses vom 27.01.2009 für einen 
Angebots-Bebauungsplan Nr. 26 02.15 im be-
schleunigten Verfahren 

2.) Beschluss über die Aufstellung des vorhaben-
bezogenen Bebauungsplanes Nr. 27 02.03 
“Lemgoer Straße/ Wasserfurche Ost“ (Vollver-
fahren) 

 
Es wird hiermit gemäß § 2 Abs. 1 des Baugesetzbuches 
(BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
23.09.2004 (BGBl. I S. 2414) in der z.Zt. geltenden Fas-
sung öffentlich bekannt gemacht, dass der Ausschuss für 
Wirtschaft und Stadtentwicklung des Rates der Alten Han-
sestadt Lemgo in seiner öffentlichen Sitzung am 
20.09.2016 folgenden Beschluss gefasst hat:  
 
“Der Ausschuss für Wirtschaft und Stadtentwicklung des 
Rates der Alten Hansestadt Lemgo beschließt: 
1.) Der Aufstellungsbeschluss für den Bebauungsplan Nr. 

61 26 02.15 „Lemgoer Straße/Wasserfurche Ost“ im 
Verfahren nach § 13 a Baugesetzbuch (BauGB) vom 
27.01.2009 wird aufgehoben. 

2.) Für den betreffenden Bereich wird ein Beschluss für die 
Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes 
Nr. 61 27 02.03 „Lemgoer Straße/Wasserfurche Ost“ im 
Vollverfahren mit frühzeitiger und förmlicher Beteiligung 
gefasst.  

Das Gebiet des aufzustellenden Bebauungsplanes wird wie 
folgt begrenzt: 
- Im Süden durch die Parzellen der Wohngebäude der 

Wasserfurche 3 und der Krummen Straße 20, 18, 16, 
14, 12, 10 und 8,  

- im Osten durch die östliche Grenze des Flurstücks 3, 
Flur 13, Gemarkung Brake, 

- im Norden durch die Lemgoer Straße 
- im Westen durch die Straße Wasserfurche 
Der räumliche Geltungsbereich des Plangebietes ist aus 
dem beigefügten Lageplan ersichtlich und beinhaltet die 
Flurstücke 309 und 3, Flur 13, Gemarkung Brake. Der Be-
bauungsplan wird gemäß § 30 BauGB Mindestfestsetzun-
gen über die Art und das Maß baulicher Nutzung, die über-
baubaren Grundstücksflächen und die örtlichen Verkehrs-
flächen enthalten. 
Für die genauen Grenzen des Plangebietes sind die Gren-
zeintragungen im Bebauungsplan verbindlich.“ 
 
Der Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungs-
planes Nr. 61 27 02.03 „Lemgoer Straße/Wasserfurche 
Ost“ ist aus dem beigefügten Kartenauszug ersichtlich. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Der Beschluss des Ausschusses für Wirtschaft und Stadt-
entwicklung des Rates der Alten Hansestadt Lemgo vom 
20.09.2016 über die Aufstellung des vorhabenbezogenen 
Bebauungsplanes Nr. 27 02.03 “Lemgoer Straße/ Wasser-
furche Ost“ im Vollverfahren wird hiermit gemäß § 2 Abs. 1 
Baugesetzbuch (BauGB) in Verbindung mit § 7 Abs. 5 der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO 
NRW) in Verbindung mit der Verordnung über die Veröf-
fentlichung von kommunalem Ortsrecht  
 

 
(Bekanntmachungsverordnung – BekanntmVO) öffentlich 
bekannt gemacht.  
Der Wortlaut des bekanntgemachten Beschlusses stimmt 
mit dem Beschluss des Ausschusses für Wirtschaft und 
Stadtentwicklung des Rates der Alten Hansestadt Lemgo 
vom 20.09.2016 überein. Es wurde nach § 2 Abs. 1 und 2 
der BekanntmVO verfahren. 
 
Hinweise: 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW vom 
02.09.1994, S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 7 des 
Gesetzes vom 23. Oktober 2012 (GV. NRW. vom 
30.10.2012, S. 474)  gegen Satzungen, sonstige ortsrecht-
liche Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ab-
lauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend 
gemacht werden kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 
 

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung 
oder der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß 
öffentlich bekanntgemacht worden, 

 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-

standet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt. 

 
Dies gilt entsprechend für das Zustandekommen dieses 
Beschlusses des Ausschusses für Wirtschaft und Stadt-
entwicklung des Rates der Alten Hansestadt Lemgo vom 
20.09.2016 über die Aufstellung des vorhabenbezogenen 
Bebauungsplanes Nr. 27 02.03 “Lemgoer Straße/ Wasser-
furche Ost“ im Vollverfahren. 
 
Lemgo, den 21.11.2016 
 
ALTE HANSESTADT LEMGO 
Der Bürgermeister 
 
 
Dr. Austermann 

Kr.Bl.Lippe 12.12.2016 
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548 Bebauungsplan Nr. 26 01.52 "Quartier Lage-

sche Straße Nord" 
1.) Aufhebung des Aufstellungsbeschlusses 
vom 20.09.1999 
2.) erneuter Aufstellungsbeschluss 

 
Es wird hiermit gemäß § 2 Abs. 1 des Baugesetzbuches 
(BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
23.09.2004 (BGBl. I S. 2414) in der z.Zt. geltenden Fas-
sung öffentlich bekannt gemacht, dass der Ausschuss für 
Wirtschaft und Stadtentwicklung des Rates der Alten Han-
sestadt Lemgo in seiner öffentlichen Sitzung am 
20.09.2016 folgenden Beschluss gefasst hat:  
 
“Der Ausschuss für Wirtschaft und Stadtentwicklung des 
Rates der Alten Hansestadt Lemgo beschließt 
1.) der Aufstellungsbeschluss vom 20.09.1999 für den Be-

bauungsplan 26 01.52 „Quartier Lagesche Straße Nord“ 
wird aufgehoben. 

2.) Es wird ein erneuter Beschluss für die Aufstellung des 
Bebauungsplanes Nr. 26 01.52 Quartier Lagesche 
Straße Nord“ gefasst.“ 

 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 26 01.52 
"Quartier Lagesche Straße Nord" ist aus dem beigefügten 
Kartenauszug ersichtlich. 
 
Der Bebauungsplan Nr. 26 01.52 "Quartier Lagesche Stra-
ße Nord" wird gemäß § 13 BauGB im vereinfachten Verfah-
ren aufgestellt, da er lediglich Festsetzungen nach § 9 Ab-
satz 2a BauGB zu Einzelhandel treffen wird.  
Im vereinfachten Verfahren wird von der Umweltprüfung 
nach § 2 Abs. 4, von dem Umweltbericht nach § 2a, von 
der Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2, welche Arten umwelt-
bezogener Informationen verfügbar sind, sowie von der zu-
sammenfassenden Erklärung nach § 6 Abs. 5 Satz 3 und § 
10 Abs. 4 abgesehen. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Der Beschluss des Ausschusses für Wirtschaft und Stadt-
entwicklung des Rates der Alten Hansestadt Lemgo vom 
20.09.2016 über die Aufhebung des Aufstellungsbeschlus-
ses vom 20.09.1999 sowie über den erneuten Aufstel-
lungsbeschluss für den Bebauungsplan Nr. 26 01.52 
"Quartier Lagesche Straße Nord" wird hiermit gemäß § 2 
Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) in Verbindung mit § 7 Abs. 
5 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
(GO NRW) in Verbindung mit der Verordnung über die 
Veröffentlichung von kommunalem Ortsrecht (Bekanntma-
chungsverordnung – BekanntmVO) öffentlich bekannt ge-
macht.  
Der Wortlaut des bekanntgemachten Beschlusses stimmt 
mit dem Beschluss des Ausschusses für Wirtschaft und 
Stadtentwicklung des Rates der Alten Hansestadt Lemgo 
vom 20.09.2016 überein. Es wurde nach § 2 Abs. 1 und 2 
der BekanntmVO verfahren. 
 
Hinweise: 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW vom 
02.09.1994, S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 7 des 
Gesetzes vom 23. Oktober 2012 (GV. NRW. vom 
30.10.2012, S. 474)  gegen Satzungen, sonstige ortsrecht-
liche Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach  

 
Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr gel-
tend gemacht werden kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung 
oder der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß 
öffentlich bekanntgemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-
standet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt. 

Dies gilt entsprechend für das Zustandekommen dieses 
Beschlusses des Ausschusses für Wirtschaft und Stadt-
entwicklung des Rates der Alten Hansestadt Lemgo vom 
20.09.2016 über die Aufhebung des Aufstellungsbeschlus-
ses vom 20.09.1999 sowie über den erneuten Aufstellungs-
beschluss für den Bebauungsplan Nr. 26 01.52 "Quartier 
Lagesche Straße Nord". 
 
Lemgo, den 21.11.2016 
 
ALTE HANSESTADT LEMGO 
Der Bürgermeister 
 
 
Dr. Austermann 

Kr.Bl.Lippe 12.12.2016 
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549 Sonderbaufläche REWE Steinweg - Aufstel-

lungsbeschluss für die 1. Änderung des Be-
bauungsplanes Nr. 26 01.38 "Herforder Str./ 
Steinweg" 

 
Es wird hiermit gemäß § 2 Abs. 1 des Baugesetzbuches 
(BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
23.09.2004 (BGBl. I S. 2414) in der z.Zt. geltenden Fas-
sung öffentlich bekannt gemacht, dass der Ausschuss für 
Wirtschaft und Stadtentwicklung des Rates der Alten Han-
sestadt Lemgo in seiner öffentlichen Sitzung am 
15.11.2016 folgenden Beschluss gefasst hat:  
 
“Der Ausschuss für Wirtschaft und Stadtentwicklung des 
Rates der Alten Hansestadt Lemgo beschließt:  
Für den Bebauungsplan Nr. 26 01.38 „Herforder Str./ 
Steinweg“ wird für den Bereich des jetzigen REWE- und 
Aldi-Marktes die Durchführung eines 1. Änderungsverfah-
rens als Angebotsbebauungsplan mit Abschluss eines 
städtebaulichen Vertrages gem. § 11 BauGB, im beschleu-
nigten Verfahren nach § 13a BauGB beschlossen.“ 
 
Der Geltungsbereich der 1. Änderung des Bebauungspla-
nes Nr. 26 01.28 "Herforder Straße/ Steinweg" ist aus dem 
beigefügten Kartenauszug ersichtlich. 
 
Die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 26 01.38 "Her-
forder Str./ Steinweg" wird gemäß § 13a BauGB im be-
schleunigten Verfahren als Bebauungsplan der  
 
Innenentwicklung ohne Durchführung einer Umweltprüfung 
nach § 2 Abs. 4 aufgestellt.  
 
Die Öffentlichkeit kann sich  
In der Zeit vom 09. bis 20. Januar 2017 
im Bauamt der Stadt Lemgo, Heustraße 36 – 38, in der Ab-
teilung Stadtplanung (Ebene 2) während der Öffnungszei-
ten über die allgemeinen Ziele und Zwecke sowie die we-
sentlichen Auswirkungen der Planung unterrichten und sich 
innerhalb dieser Frist zur Planung äußern.  
Die Planung kann auch auf der Homepage der Stadt Lem-
go www.lemgo.de oder direkt unter dem Link http://www.o-
sp.de/lemgo/plan/verfahren.php eingesehen werden.  
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Der Beschluss des Ausschusses für Wirtschaft und Stadt-
entwicklung des Rates der Alten Hansestadt Lemgo vom 
15.11.2016 über den Aufstellungsbeschluss für die 1. Än-
derung des Bebauungsplanes Nr. 26 01.38 "Herforder Str./ 
Steinweg" wird hiermit gemäß § 2 Abs. 1 Baugesetzbuch 
(BauGB) in Verbindung mit § 7 Abs. 5 der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in Ver-
bindung mit der Verordnung über die Veröffentlichung von 
kommunalem Ortsrecht (Bekanntmachungsverordnung – 
BekanntmVO) öffentlich bekannt gemacht.  
Der Wortlaut des bekanntgemachten Beschlusses stimmt 
mit dem Beschluss des Ausschusses für Wirtschaft und 
Stadtentwicklung des Rates der Alten Hansestadt Lemgo 
vom 15.11.2016 überein. Es wurde nach § 2 Abs. 1 und 2 
der BekanntmVO verfahren. 
 
Hinweise: 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW vom  

 
02.09.1994, S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 7 des 
Gesetzes vom 23. Oktober 2012 (GV. NRW. vom 
30.10.2012, S. 474)  gegen Satzungen, sonstige ortsrecht-
liche Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ab-
lauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend 
gemacht werden kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 
 

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung 
oder der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß 
öffentlich bekanntgemacht worden, 

 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-

standet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt. 

 
Dies gilt entsprechend für das Zustandekommen dieses 
Beschlusses des Ausschusses für Wirtschaft und Stadt-
entwicklung des Rates der Alten Hansestadt Lemgo vom 
15.11.2016 über den Aufstellungsbeschluss für die 1. Än-
derung des Bebauungsplanes Nr. 26 01.38 "Herforder Str./ 
Steinweg". 
 
Lemgo, den 21.11.2016 
 
ALTE HANSESTADT LEMGO 
Der Bürgermeister 
 
 
Dr. Austermann 

Kr.Bl.Lippe 12.12.2016 
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